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Zusätzlich wurde in den letzten 20 Jahren nochmals die gleiche Leistung
als Wind- und Solaranlagen installiert. Dazu kommen Biogasanlagen. Die
Erzeugungskosten für diesen „grünen“ Strom sind zwei bis fünf Mal höher
als für Kraftwerkstrom. Der „grüne“ Strom hat einen Anteil von über 30
Prozent im Netz erreicht. Die Kosten für diesen Anteil übersteigen 50
Milliarden Euro. Wind- und Solaranlagen werden vom Wetter gesteuert. Sie
erreichen 0 bis 60 Prozent der installierten Leistung. Im Jahresmittel
bringt Wind 20 und Sonne nur 10 Prozent Leistung. Regelkraftwerke müssen
den wetterwendischen Strom an den Bedarf anpassen. Er ist daher weniger
wert als Kraftwerkstrom. Doch die meisten Politiker behaupten, dies sei
der Strom der Zukunft. Das ist technisch und wirtschaftlich nicht
möglich. Die Bürger werden getäuscht (englisch: Fake). Der
Stromverbraucherschutz NAEB bezeichnet daher den „grünen“ Strom als
Fakepower.

Fakepower muss subventioniert werden, da die Gestehungskosten weit höher
sind als ihr Wert. Mit dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG) wurden die
Subventionen auf die Stromverbraucher abgewälzt. Es sichert den
Betreibern über 20 Jahre eine lukrative Vergütung und eine privilegierte
Einspeisung ihres Stromes in das Netz. Der Strom wird dann über die
Strombörsen zu Dumping-Preisen regelrecht verhökert. Die Dumpingkosten
müssen die deutschen Stromverbraucher als EEG-Umlage bezahlen. Sie macht
zurzeit gut 20 Prozent des Strompreises aus. Durch die Corona-Krise ist
der Stromverbrauch gesunken und damit der Fakepower-Anteil gestiegen.
Das erhöht die Vergütungen und führt zu mehr Stromüberschuss, der teuer
entsorgt werden muss, weil es keine ausreichend großen und
wirtschaftlichen Speicher gibt. In diesem Jahr wurden bereits über 200
Stunden mit negativen Strompreisen notiert.

Die EEG-Umlage liegt derzeit bei rund 25 Milliarden Euro im Jahr. Hinzu
kommen Regelkosten für ein stabiles Stromnetz, der Ausbau des
Stromnetzes für Fakepower, Vorhalten von Reservekraftwerken,
Entsorgungskosten für Überschussstrom und wachsende Stromverluste durch
längere Leitungen. Dies alles summiert sich auf gut 15 Milliarden Euro
im Jahr zusätzlich. Tendenz steigend. Weiter gibt es zahlreiche
unkoordinierte Förderungen für Fakepower durch Bundes- und
Landesministerien, sowie Städten und Gemeinden. Selbst der
Bundesrechnungshof konnte die Aufwendungen nicht ermitteln. Mit 10
Milliarden Euro pro Jahr sind sie nicht zu hoch geschätzt.

Die geplante Abschaltung der Kern- und Kohlekraftwerke muss zu einem
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weiteren Kostenanstieg führen. Der günstige Kraftwerkstrom soll durch
teure Fakepower und neue Gaskraftwerke ersetzt werden. Damit steigen
nicht nur die Strompreise. Es wird auch die sichere Stromversorgung
aufgegeben. Erdgas muss importiert werden. Ohne Braunkohle werden wir
abhängig und erpressbar von den Gaslieferanten. Die Kosten für die
Abschaltung der intakten Kohlekraftwerke werden auf 10 Milliarden Euro
pro Jahr für die nächste Dekade geschätzt.

Fakepower soll „wirtschaftlich“ werden. CO2-Zertifikate und
Brennstoffsteuern sollen die Erzeugungskosten der Kraftwerke über die
von Fakepower treiben. Dann steigen nicht nur die Stromkosten. Auch
Autofahren und Heizen wird teurer. Die beschlossene Brennstoffsteuer
steigt in den nächsten fünf Jahren auf über zehn Milliarden Euro pro
Jahr. Der beste Beitrag zum Wiederaufbau der Wirtschaft ist, diese
unsinnige Belastung von 60 Milliarden Euro pro Jahr abzuschaffen. Die
Fakepower-Stützung zu beenden, ist weitaus besser und wirkungsvoller,
als öffentliche Gelder zu verteilen. Wir brauchen weniger Staat und mehr
Entscheidungsfreiheit für Bürger und Unternehmen. Der Wirtschaft muss
freie Fahrt gelassen werden – erleichtert und angetrieben durch eine
preiswerte und sichere Stromversorgung. Sie ist die Grundlage unseres
Wohlstandes.

Die Bundesregierung mit der Kanzlerin als treibende Kraft will jedoch
die teure Energiewende weiter in den Mittelpunkt der Hilfen zum
Wiederanfahren der Wirtschaft nach der Korona-Krise stellen, obwohl das
Ziel, die CO2–Emissionen zu mindern, trotz ein Drittel Fakepower in
unserem Netz nicht erreicht wurde. Sie marschiert damit im Gleichschritt
mit der Präsidentin der EU, die Europa zu einem „grünen“ Kontinent ohne
wettbewerbsfähige Industrie machen will.

Unverständlich ist die Zustimmung von Herrn Otto vom Ottoversand und 68
weiteren Vorständen deutscher Konzerne zu der Weiterführung der
Energiewende. Ihre Betriebe werden durch die steigenden Energiekosten
zwangsläufig vom Weltmarkt abgehängt. Sie wollen offensichtlich die Welt
retten. Dabei führen ihre Forderungen zum Niedergang ihrer Unternehmen.
Das gilt auch für Herrn Dies, den Vorstandsvorsitzenden der
Volkswagenwerk AG, der eine CO2-Steuer für Treibstoffe gutheißt und
gleichzeitig Kaufprämien aus Steuergeldern für seine Autos von der
Regierung fordert. Beides mindert die Kaufkraft seiner Kunden.


